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86. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Ochtrup im Bereich nördlich der Lau-
renzstraße 
hier: Beschluss zur öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) 

 
    
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Stadtplanung und Wirtschaftsförderung billigt den vorliegen-
den Planentwurf mit den nach der frühzeitigen Beteiligung vorgenommenen Änderungen und be-
schließt gemäß § 3 Abs. 2 BauGB, dass der Entwurf der 86. Änderung des Flächennutzungspla-
nes der Stadt Ochtrup im Bereich nördlich der Laurenzstraße nebst Begründung und den wesentli-
chen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen öffentlich auszulegen ist. 
 
Der Geltungsbereich ist im beigefügten Plan zeichnerisch dargestellt und wird wie folgt begrenzt: 
 
Im Norden: durch die nördlichen Grenzen der Flurstücke 279, 280, 99 tlw., die westlichen Gren-

zen der Flurstücke 459 und 509, die nördliche Grenze des Flurstückes  509, die 
nördliche und östliche Grenze des Flurstückes 510 und die Webereistraße tlw., 

 
im Osten: durch die östliche Grenze des Flurstückes 362 tlw, die nördliche und östliche Gren-

ze des Flurstückes 358 und die östliche Grenze des Flurstückes 359,  
 
im Süden: durch die südlichen Grenzen der Flurstücke 359, 358 und 362, die westliche Grenze 

des Flurstückes 274 tlw., die nördliche und westliche Grenze des Flurstückes 273 
sowie die Laurenzstraße tlw., 

 
im Westen: durch die Laurenzstraße tlw., die Straße Dränke tlw. und die Straße Alte Maate tlw.. 
 
Die angegebenen Flurstücke und Straßen liegen in den Fluren 25 und 69 der Gemarkung Ochtrup. 
 
Der Flächennutzungsplan soll in der Weise geändert werden, dass für den Änderungsbereich ein 
Sonstiges Sondergebiet „Großflächiger Einzelhandel/Gewerbe/Wohnen“ ausgewiesen wird. 
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Sachdarstellung: 
 
Der Ausschuss für Planen und Bauen hat in seiner Sitzung am 29.01.2019 einen erneuten Aufstel-
lungsbeschluss gefasst und die Verwaltung beauftragt, die Öffentlichkeit, die Behörden sowie die 
Träger öffentlicher Belange am Verfahren zu beteiligen. Diese Beteiligung hat in der Zeit vom 
11.02.2019 bis 15.03.2019 stattgefunden. 
 
Folgende beteiligte Behörden bzw. sonstige Träger öffentlicher Belange haben keine Stel-
lungnahme abgegeben: 
 
1. Bundesanstalt für Immobilienaufgaben, Sparte Verwaltungsaufgaben 
2. Eisenbahn-Bundesamt 
3. LWL, Amt für Denkmalpflege in Westfalen 
4. LWL, Bau- und Liegenschaftsbetrieb 
5. Level 3 Communications GmbH, Operation-Abteilung Planung 
6. Neptune Energy Deutschland GmbH 
7. Thyssengas 
8. Gemeinde Heek 
9. Landkreis Grafschaft Bentheim 
10. Samtgemeinde Schüttorf 
 
Folgende beteiligte Behörden bzw. sonstige Träger öffentlicher Belange haben mitgeteilt, 
keine Einwendungen geltend zu machen: 
 
1. Amprion 
2. Bezirksregierung Münster, Ländliche Entwicklung 
3. Bischöfliches Generalvikariat Münster 
4. Deutsche Bahn AG 
5. Ev. Kirche von Westfalen, Baureferat 
6. Evonik Technology & Infrastructure GmbH 
7. Handwerkskammer Münster 
8. Kreis Steinfurt 
9. Landesbetrieb Straßenbau NRW 
10. Landesbetrieb Wald und Holz Nordrhein-Westfalen 
11. LWL-Archäologie für Westfalen 
12. Landwirtschaftskammer NRW 
13. Nord-West-ÖlleitungGmbH 
14. Unitymedia 
15. Westnetz GmbH 
16. Stadt Bad Bentheim 
17. Stadt Gronau 
18. Stadt Steinfurt 
 
Folgende beteiligte Behörden bzw. sonstige Träger öffentlicher Belange haben Stellung-
nahmen abgegeben und Anregungen vorgebracht: 
 

1. Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 
2. Telekom Deutschland GmbH 
3. IHK Nord-Westfalen 
4. Stadtwerke Ochtrup 
5. Gemeinde Wettringen 
6. Gemeinde Metelen 
7. Ergebnis der landesplanerischen Anfrage 

 
Die Stellungnahmen stellen sich wie folgt dar: 
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Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr vom 
13.02.2019 
 
Text der Stellungnahme: 
 
Durch die die oben genannte und in den Unterlagen näher beschriebene Planung werden Belange 
der Bundeswehr berührt, jedoch nicht beeinträchtigt. 
 
Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechtslage bestehen zu der Planung seitens der 
Bundeswehr als Träger öffentlicher Belange keine Einwände. 
 
Der Planungsbereich liegt im Zuständigkeitsbereich des militärischen Flugplatzes Rheine-Bentlage 
und im Verlauf des Jet-Tiefflugkorridors. 
 
Hierbei gehe ich davon aus, dass bauliche Anlagen – einschl. untergeordneter Gebäudeteile – 
eine Höhe von 30 m über Grund nicht überschreiten. 
 
Sollten entgegen meiner Einschätzung diese Höhe überschritten werden, bitte ich in jedem Einzel-
fall mir die Planungsunterlagen – vor Erteilung einer Baugenehmigung – zur Prüfung zuzuleiten. 
 
Ergebnis der Prüfung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Im Plangebiet sind keine Gebäude mit über 30 m Höhe vorgesehen. Entsprechende Festsetzun-
gen werden auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung getroffen. 
 
Telekom Deutschland GmbH vom 26.02.2019 
 
Text der Stellungnahme: 
 
Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzeigentümerin und Nut-
zungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt 
und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Plan-
verfahren Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen 
abzugeben. Zu der o. g. Planung nehme ich wie folgt Stellung: 
 
Gegen die vorgelegte 86. Änderung des Flächennutzungsplanes bestehen grundsätzlich keine 
Einwände. 
 
Im Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom, die aus dem beigefügten 
Lageplan ersichtlich sind. Diese versorgen die vorhandene Bebauung. Die Belange der Telekom - 
z. B. das Eigentum der Telekom, die ungestörte Nutzung ihres Netzes sowie ihre Vermögensinte-
ressen - sind betroffen. 
 
Ich gehe davon aus, dass die Telekommunikationslinien punktuell gesichert, aber unverändert in 
ihrer Trassenlage verbleiben können. Der Bestand und der Betrieb der vorhandenen TK-Linien 
müssen weiterhin gewährleistet bleiben. 
 
Eine weitergehende Stellungnahme wird von uns im Zuge der Vorlage des Bebauungsplanes ab-
gegeben. 
 
Ergebnis der Prüfung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Die Abstimmung der Leitungsneu- oder umverlegungen erfolgt im Rahmen der Ausführungs- und 
Erschließungsplanung und sind nicht Regelungsinhalt der vorbereitenden Bauleitplanung. 
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IHK Nord-Westfalen vom 08.03.2019, hier eingegangen am 13.03.2019 
 
Text der Stellungnahme: 
 
Im Rahmen des Verfahrens gem. § 4 (1) BauGB geben wir zur Vorprüfung der 86. Änderung des 
Flächennutzungsplanes im Bereich nördlich der Laurenzstraße der Stadt Ochtrup folgende Stel-
lungnahme ab. 
 
Die 86. Änderung des FNP beinhaltet die Umwandlung von Wohn-, Misch- und Sonderbauflächen 
zu einem Sondergebiet „Nahversorgungszentrum“ (NVZ). Ausweislich des Einzelhandels- und 
Zentrenkonzeptes aus dem Jahre 2012 stufen Sie einen Teilbereich des zentralen Versorgungsbe-
reichs Innenstadt ab und deklarieren ihn zum NVZ. Das Grundstücksareal soll somit nicht mehr 
Bestandteile eines ausgewiesenen „Zentralen Versorgungsbereichs Innenstadt“ in Ochtrup sein. 
Einen für uns nachvollziehbaren Grund für diese gravierende städtebauliche Umwidmung können 
wir der beigefügten Begründung nicht entnehmen. 
 
Dier ZVB Innenstadt hat sodann keine Verbindung mehr zum östlichen Innenstadtbereich und es 
ist fraglich, ob dieser Bereich noch weiterhin einen ZVB Innenstadt darstellen kann. Für künftige 
Handelsaktivitäten/Erweiterungen/Neuansiedlungen, die die Ausweisung eines ZVB Innenstadt 
voraussetzen, wird das zu erheblichen Nachteilen führen. 
 
Wir bitten Sie, von den Planungen Abstand zu nehmen, da die beabsichtigten Erweiterungen der 
bestehenden LM-Märkte auch in einem ZVB Innenstadt ermöglicht werden können. 
 
Wir stehen für Nachfragen jederzeit gerne zur Verfügung. Bitte teilen Sie uns das Ergebnis Ihrer 
raumordnerischen Beurteilung mit. 
 
Ergebnis der Prüfung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Das Plangebiet ist auch nach der vorgesehenen Änderung des Flächennutzungsplans weiterhin 
Bestandteil des zentralen Versorgungsbereiches Innenstadt. Die Zulässigkeit der Ansiedlung von 
Einzelhandel richtet sich nach den im Rahmen der vorbereitenden und der verbindlichen Bauleit-
planung dargestellten / festgesetzten maximalen Verkaufsflächen und Sortimente. 
 
Neben der Erweiterung des Einzelhandelangebotes wird mit der Planung das Ziel verfolgt, die Aus-
tauschbeziehungen zwischen den Einzelhandelslagen zu optimieren. Durch eine attraktive Verbin-
dung zwischen DOC und Altstadt/Fußgängerzone können gezielt die Besucherströme des DOC in 
die Altstadt gelenkt werden. 
 
Stadtwerke Ochtrup vom 11.03.2019 
 
Text der Stellungnahme: 
 
Abteilung Abwasser – Hinweis: 
Die Änderungen im B-Plan 53 a werden zu einer über das bisherige Maß hinausgehenden Flä-
chenversiegelung im Planbereich führen. Gleichzeitig sind die Kapazitäten der angrenzenden Nie-
derschlagswasserkanalisation begrenzt bzw. ausgeschöpft. Es ist daher rechtzeitig ein Entwässe-
rungsantrag bei den Stadtwerken Ochtrup einzureichen, der die notwendigen Restriktionen bei der 
Einleitung des Niederschlagswassers in die öffentliche Kanalisation berücksichtigt. Geeignete Re-
genrückhaltemaßnahmen sind von vornherein einzuplanen. Aufgrund der bestehenden Gelände-
topographie wird auf den gemäß DIN 1986-100 erforderlichen Überflutungsnachweis im Rahmen 
der Planung der Grundstücksentwässerung ausdrücklich hingewiesen. 
 
Abteilung Versorgung: 
Grundsätzlich erheben wir keine Bedenken hinsichtlich des aufgestellten B-Planes Nr. 53 a. 
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Wir weisen darauf hin, dass auf dem Plan-Grundstück eine Transformatorenstation mit einer 
10.000 Volt Zuleitung zur Versorgung der vorhandenen Infrastruktur im Bereich der Laurenzstraße 
von den Stadtwerken Ochtrup betrieben wird. (siehe beigeliegender Lageplan). 
 
Wir regen die Beibehaltung des Trafostationsstandortes im Rahmen der Neukonzeptionierung und 
Planung eines weiteren Standortes für ein Umspannstation an. 
 
Ergebnis der Prüfung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Den Anregungen wird gefolgt. 
 
Ein Entwässerungsantrag wird im Rahmen der weiteren Ausführungsplanung erarbeitet. Mit der 
Planung geht keine merkliche Zunahme der Versiegelung einher. Durch das Aufbringen einer 
Dachbegrünung kann ein wesentlicher Beitrag zur Retention von Niederschlagswasser geleistet 
werden. 
 
Im parallel aufzustellenden vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 53 a, 4. Änderung und Erwei-
terung, wird festgesetzt, dass die sonst ausnahmsweise zulässigen (zur Versorgung des Gebietes 
mit Elektrizität, Gas, Wärme sowie zur Ableitung von Abwasser dienenden) Nebenanlagen nach § 
14 Abs. 2 BauNVO in allen sonstigen Sondergebieten mit Ausnahme des SO 13-3.3 allgemein 
zulässig sind. Auf diese Weise wird der Fortbestand der Transformatorenstation grundsätzlich er-
möglicht. 
 
Gemeinde Wettringen vom 26.03.2019 
 
Text der Stellungnahme: 
 
Mit den o.g. Bauleitplanverfahren will die Stadt Ochtrup ein Sondergebiet mit der Zweckbestim-
mung „Nahversorgungszentrum“ (SO 13) ausweisen. Im Sondergebiet SO 13-1 soll ein großflächi-
ger Lebensmitteldiscounter mit max. 1.700 m² Verkaufsfläche ermöglicht werden. Das Sonderge-
biet 13-2 soll einen Lebensmittelvollsortimenter mit max. 3.000 m² Verkaufsfläche aufnehmen. 
Dadurch sollen in dem Bereich nördlich der Laurenzstraße der größte Ladentyp von Lidl und ein 
großes Edeka-Center angesiedelt werden können. Allein durch diese beiden großen Lebensmit-
telmärkte wird in diesem Bereich die Verkaufsfläche für nahversorgungsrelevante Sortimente ge-
genüber dem derzeitigen Bestand erheblich erweitert.  
 
In dem Sondergebiet SO 13 sollen auch noch weitere Einzelhandelsbetriebe untergebracht wer-
den, ohne dass hierfür eine entsprechende Verkaufsflächenobergrenze festgesetzt werden soll. 
Vorgaben zur Sortimentsstruktur sind in dem Planentwurf auch nicht enthalten. Dem Vernehmen 
nach soll im SO 13 u.a. auch ein zweiter Drogeriefachmarkt angesiedelt werden. 
 
Nimmt man den bestehenden Aldi-Markt hinzu, der unmittelbar östlich an das Plangebiet an-
schließt, wir durch die beabsichtigte Planung ein gewaltiger Koppelungsstandort, insbesondere für 
nahversorgungsrelevante Sortimente entstehen, dessen Dimension weit über die Versorgung der 
Bevölkerung in der Stadt Ochtrup hinausgeht. Dieser Koppelungsstandort nördlich der Laurenz-
straße wird vielmehr – nicht zuletzt auch im Zusammenhang mit dem DOC – weit in die Nachbar-
gemeinden hinein ausstrahlen und dort wahrscheinlich die wohnortnahe Grundversorgung und die 
Ortszentren gefährden. Diese Ortszentren sind auf funktionsfähige Lebensmittelmärkte als die 
wichtigsten Frequenzbringer für weitere Einzelhandels- und Dienstleistungsbetriebe angewiesen. 
 
Die Frage, inwieweit durch die Überdimensionierung im Bereich nördlich der Laurenzstraße die 
Ortzentren der Nachbargemeinden (insbesondere von Wettringen und Metelen) wesentlich beein-
trächtigt werden und damit das Beeinträchtigungsverbot des LEP verletzt wird, wird in der Begrün-
dung überhaupt nicht aufgeworfen, obwohl dieses Verbot ein strikt zu beachtendes raumordneri-
sches Ziel ist. Eine entsprechende Auswirkungsanalyse, die auch die Frage der Regionalverträg-
lichkeit des Vorhabens beantworten muss, liegt der vorliegenden Planung nicht zugrunde. 
 
Im Hinblick auf die Vereinbarkeit des Vorhabens mit dem Regionalplan wird lediglich auf die Funk-
tion Ochtrups als Mittelzentrum verwiesen. Die Funktion eines Mittelzentrums besteht aber nicht in 
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der Versorgung der umliegenden Grundzentren mit nahversorgungsrelevanten Hauptsortimenten. 
Eine verbrauchernahe Versorgung der Bevölkerung mit diesen Sortimenten muss primär in den 
Gemeinden wohnungsnah oder zumindest wohnortnah organisiert werden. Die Überdimensionie-
rung des Koppelungsstandortes nördlich der Laurenzstraße kann also nicht mit der mittelzentralen 
Funktion Ochtrups gerechtfertigt werden. 
 
Eine landesplanerische Stellungnahme der Bezirksregierung liegt offenbar auch nicht vor. Zumin-
dest ist in der Begründung davon keine Rede. 
 
Vor diesem Hintergrund muss die Gemeinde Wettringen vorsorglich schon in dem hier anstehen-
den Vorverfahren nach § 4 Abs. 1 BauGB erhebliche Bedenken gegen die vorliegende Planung 
anmelden. Ohne präzisere Festsetzungen zum SO 13 sowie ohne eine qualifizierte Auswirkungs-
analyse zu dem gesamten Vorhaben und ohne Berücksichtigung der landesplanerischen Beurtei-
lung durch die Bezirksregierung kann zu dem Vorhaben derzeit noch nicht konkret und abschlie-
ßend Stellung genommen werden. 
 
Ergebnis der Prüfung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Im parallel aufzustellenden vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 53a, 4. Änderung und Erwei-
terung, wurde nunmehr eine weitere Gliederung in sechs sonstige Sondergebiete mit spezifischen 
Festsetzungen zu den jeweils maximal zulässigen Verkaufsflächen und Sortimenten vorgenom-
men. Insgesamt wird eine Verkaufsfläche von 6.150 m² vorgesehen. 
 
Um die Auswirkungen der Planung auf den zentralen Versorgungsbereich der Stadt Ochtrup sowie 
auf die zentralen Versorgungsbereiche benachbarter Gemeinden zu ermitteln, wurde im Rahmen 
des Bauleitplanverfahrens eine landesplanerische und städtebauliche Auswirkungsanalyse erstellt. 
Ziel der Untersuchungen war, zu ermitteln, welche Umsatzreduzierungen in den umliegenden zent-
ralen Versorgungsbereichen und an sonstigen Einzelhandelsstandorten durch das Vorhaben zu 
erwarten sind bzw. welche maximalen Verkaufsflächen am Standort vertretbar wären ohne eine 
relevante Beeinträchtigung der umliegenden zentralen Versorgungsbereiche herbeizuführen. Da-
bei wird jeweils eine sogenannte realistischen Worst-Case-Betrachtung hinsichtlich der zu erwar-
tenden Umsätze im Plangebiet und der somit ausgelösten Umsatzumverteilungen zugrunde ge-
legt. 
 
Im Ergebnis der Untersuchungen wird eine Erweiterung der Verkaufsflächen im Plangebiet um 
insgesamt 2.881 m² mit den in folgender Tabelle aufgeführten Sortimenten als verträglich erachtet. 
Insgesamt wird eine verträgliche Gesamtverkaufsfläche von 6.150 m² im Rahmen des Gutachtens 
ermittelt. 
 

Sortiment Verkaufsfläche 
Bestand 

Maximale Ver-
kaufsfläche 
Planung 

Veränderung 

Nahrungs- und Genussmittel  2.202 m² 3.295 m² + 1.093 m² 

Drogeriewaren 197 m² 785 m² + 588 m² 

Bekleidung 400 m² 1.000 m² + 600 m² 

Schuhe/Lederwaren 300 m² 550 m² + 250 m² 

GPK/Hausrat/Einrichtungszubehör - 350 m² + 350 m² 

Sonstige Sortimente 170 m² 620 m² + 450 m² 

gesamt 3.269 m² 6.150 m² + 2.881 m² 

 
Zusammenfassend ist somit festzustellen, dass durch die geplanten Erweiterungen des Einzel-
handels am Standort keine relevanten Beeinträchtigungen umliegender zentraler Versorgungsbe-
reiche zu erwarten sind. 
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Gemeinde Metelen vom 28.03.2019 
 
Text der Stellungnahme: 
 
Mit den o.g. Bauleitplanverfahren will die Stadt Ochtrup ein Sondergebiet mit der Zweckbestim-
mung „Nahversorgungszentrum“ (SO 13) ausweisen. Im Sondergebiet SO 13-1 soll ein großflächi-
ger Lebensmitteldiscounter mit max. 1.700 m² Verkaufsfläche ermöglicht werden. Das Sonderge-
biet 13-2 soll einen Lebensmittelvollsortimenter mit max. 3.000 m² Verkaufsfläche aufnehmen. 
Dadurch sollen in dem Bereich nördlich der Laurenzstraße der größte Ladentyp von Lidl und ein 
großes Edeka-Center angesiedelt werden können. Allein durch diese beiden großen Lebensmit-
telmärkte wird in diesem Bereich die Verkaufsfläche für nahversorgungsrelevante Sortimente ge-
genüber dem derzeitigen Bestand erheblich erweitert.  
 
In dem Sondergebiet SO 13 sollen auch noch weitere Einzelhandelsbetriebe untergebracht wer-
den, ohne dass hierfür eine entsprechende Verkaufsflächenobergrenze festgesetzt werden soll. 
Vorgaben zur Sortimentsstruktur sind in dem Planentwurf auch nicht enthalten. Dem Vernehmen 
nach soll im SO 13 u.a. auch ein zweiter Drogeriefachmarkt angesiedelt werden. 
 
Nimmt man den bestehenden Aldi-Markt hinzu, der unmittelbar östlich an das Plangebiet an-
schließt, wir durch die beabsichtigte Planung ein gewaltiger Koppelungsstandort, insbesondere für 
nahversorgungsrelevante Sortimente entstehen, dessen Dimension weit über die Versorgung der 
Bevölkerung in der Stadt Ochtrup hinausgeht. Dieser Koppelungsstandort nördlich der Laurenz-
straße wird vielmehr – nicht zuletzt auch im Zusammenhang mit dem DOC – weit in die Nachbar-
gemeinden hinein ausstrahlen und dort wahrscheinlich die wohnortnahe Grundversorgung und die 
Ortszentren gefährden. Diese Ortszentren sind auf funktionsfähige Lebensmittelmärkte als die 
wichtigsten Frequenzbringer für weitere Einzelhandels- und Dienstleistungsbetriebe angewiesen. 
 
Die Frage, inwieweit durch die Überdimensionierung im Bereich nördlich der Laurenzstraße die 
Ortzentren der Nachbargemeinden (insbesondere von Wettringen und Metelen) wesentlich beein-
trächtigt werden und damit das Beeinträchtigungsverbot des LEP verletzt wird, wird in der Begrün-
dung überhaupt nicht aufgeworfen, obwohl dieses Verbot ein strikt zu beachtendes raumordneri-
sches Ziel ist. Eine entsprechende Auswirkungsanalyse, die auch die Frage der Regionalverträg-
lichkeit des Vorhabens beantworten muss, liegt der vorliegenden Planung nicht zugrunde. 
 
Im Hinblick auf die Vereinbarkeit des Vorhabens mit dem Regionalplan wird lediglich auf die Funk-
tion Ochtrups als Mittelzentrum verwiesen. Die Funktion eines Mittelzentrums besteht aber nicht in 
der Versorgung der umliegenden Grundzentren mit nahversorgungsrelevanten Hauptsortimenten. 
Eine verbrauchernahe Versorgung der Bevölkerung mit diesen Sortimenten muss primär in den 
Gemeinden wohnungsnah oder zumindest wohnortnah organisiert werden. Die Überdimensionie-
rung des Koppelungsstandortes nördlich der Laurenzstraße kann also nicht mit der mittelzentralen 
Funktion Ochtrups gerechtfertigt werden. 
 
Eine landesplanerische Stellungnahme der Bezirksregierung liegt offenbar auch nicht vor. Zumin-
dest ist in der Begründung davon keine Rede. 
 
Vor diesem Hintergrund muss die Gemeinde Metelen vorsorglich schon in dem hier anstehenden 
Vorverfahren nach § 4 Abs. 1 BauGB erhebliche Bedenken gegen die vorliegende Planung anmel-
den. Ohne präzisere Festsetzungen zum SO 13 sowie ohne eine qualifizierte Auswirkungsanalyse 
zu dem gesamten Vorhaben und ohne Berücksichtigung der landesplanerischen Beurteilung durch 
die Bezirksregierung kann zu dem Vorhaben derzeit noch nicht konkret und abschließend Stellung 
genommen werden. 
 
Ergebnis der Prüfung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Im parallel aufzustellenden vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 53a, 4. Änderung und Erwei-
terung, wurde nunmehr eine weitere Gliederung in sechs sonstige Sondergebiete mit spezifischen 
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Festsetzungen zu den jeweils maximal zulässigen Verkaufsflächen und Sortimenten vorgenom-
men. Insgesamt wird eine Verkaufsfläche von 6.150 m² vorgesehen. 
 
Um die Auswirkungen der Planung auf den zentralen Versorgungsbereich der Stadt Ochtrup sowie 
auf die zentralen Versorgungsbereiche benachbarter Gemeinden zu ermitteln, wurde im Rahmen 
des Bauleitplanverfahrens eine landesplanerische und städtebauliche Auswirkungsanalyse erstellt. 
Ziel der Untersuchungen war, zu ermitteln, welche Umsatzreduzierungen in den umliegenden zent-
ralen Versorgungsbereichen und an sonstigen Einzelhandelsstandorten durch das Vorhaben zu 
erwarten sind bzw. welche maximalen Verkaufsflächen am Standort vertretbar wären ohne eine 
relevante Beeinträchtigung der umliegenden zentralen Versorgungsbereiche herbeizuführen. Da-
bei wird jeweils eine sogenannte realistische Worst-Case-Betrachtung hinsichtlich der zu erwar-
tenden Umsätze im Plangebiet und der somit ausgelösten Umsatzumverteilungen zugrunde ge-
legt. 
 
Im Ergebnis der Untersuchungen wird eine Erweiterung der Verkaufsflächen im Plangebiet um 
insgesamt 2.881 m² mit den in folgender Tabelle aufgeführten Sortimenten als verträglich erachtet. 
Insgesamt wird eine verträgliche Gesamtverkaufsfläche von 6.150 m² im Rahmen des Gutachtens 
ermittelt. 
 

Sortiment Verkaufsfläche 
Bestand 

Maximale Ver-
kaufsfläche 
Planung 

Veränderung 

Nahrungs- und Genussmittel  2.202 m² 3.295 m² + 1.093 m² 

Drogeriewaren 197 m² 785 m² + 588 m² 

Bekleidung 400 m² 1.000 m² + 600 m² 

Schuhe/Lederwaren 300 m² 550 m² + 250 m² 

GPK/Hausrat/Einrichtungszubehör - 350 m² + 350 m² 

Sonstige Sortimente 170 m² 620 m² + 450 m² 

gesamt 3.269 m² 6.150 m² + 2.881 m² 

 
Zusammenfassend ist somit festzustellen, dass durch die geplanten Erweiterungen des Einzel-
handels am Standort keine relevanten Beeinträchtigungen umliegender zentraler Versorgungsbe-
reiche zu erwarten sind. 
 
Ergebnis der landesplanerischen Anfrage bei der Bezirksregierung 
 
Text der Stellungnahme vom 10.04.2019: 
 
Die Stadt Ochtrup beabsichtigt durch die 86. Änderung des Flächennutzungsplanes und die vierte 
Änderung des Bebauungsplanes Nr. 53 a „Baugebiet nördlich der Laurenzstraße“ die planungs-
rechtlichen Voraussetzungen für die Ansiedlung eines Nahversorgungszentrums zu schaffen. 
 
Aktuell stellt der Flächennutzungsplan für die Fläche eine Wohnbaufläche, eine gemischte Bauflä-
che und ein Sondergebiet mit der „Zweckbestimmung großflächiger Einzelhandel, Lebensmittel“ 
dar. Die Bebauungspläne (Nr. 53 a) setzen ein Kerngebiet, allgemeine Wohngebiete (Nr. 80) sowie 
ein Sondergebiet „großflächiger Einzelhandel mit der Zweckbestimmung Lebensmittel (max. 900 
qm VK inkl. max. 50 qm von innenstadttypischen und zentrumsbildenden Sortimenten“ (4. Ände-
rung Nr. 80) fest. 
 
Geplant ist nun die Darstellung eines Sondergebietes „Zweckbestimmung Nahversorgungszent-
rum“ im Flächennutzungsplan (ohne Verkaufsflächenbegrenzung) bei gleichzeitiger Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 53 a („Baugebiet nördlich der Laurenzstraße“). Als Nutzungen sollen hier 
Einzelhandelsbetriebe, Dienstleistungsbetriebe, Praxen, Anlagen für gesundheitliche Zwecke, 
Schank- und Speisewirtschaften einschl. eines Backshops mit Gastronomiebereich, Imbissgast-
stätten, die zur Ausübung notwendigen Büro-, Verwaltungs-, Lager- und Sozialräume sowie Ne-
benanlagen zulässig sein. Der Bebauungsplan beinhaltet zwei Baufelder mit näher definierten Ein-
zelhandelsnutzungen: 
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 SO 13-1: Ausschließlich zulässig sein soll ein großflächiger Einzelhandelsbetrieb „Lebensmit-
teldiscounter“ mit nahversorgungs- und zentrenrelevantem Kernsortiment gemäß der Ochtru-
per Sortimentsliste mit einer max. Verkaufsfläche von 1.700 m² (davon Non-food-Sortimente: 
max. 400 m²) 

 SO 13-2: Ausschließlich zulässig sein soll ein großflächiger Einzelhandelsbetrieb „Lebensmit-
telvollsortimenter“ mit nahversorgungs- und zentrenrelevantem Kernsortiment gemäß der Och-
truper Sortimentsliste mit einer max. Verkaufsfläche von 3.000 m² (davon Non-food-
Sortimente: max. 1.200 m²) 

 
Insgesamt erhöht sich damit die Verkaufsfläche mit nahversorgungsrelevanten Sortimenten in dem 
zu überplanenden Bereich um rd. 3.300 qm VK. 
 
Landesplanerische Stellungnahme: 
 
Rechtliche Grundlage für eine landesplanerische Stellungnahme zu Vorhaben des großflächigen 
Einzelhandels sind die Ziele und Grundsätze des Kapitels 6.5 „Großflächiger Einzelhandel“ des 
wirksamen Landesentwicklungsplanes NRW sowie des Kapitels 3 des Regionalplans Münsterland. 
 
Für die vorliegende Planung von großflächigen Einzelhandelsbetrieben, die als zentrenrelevante 
Kernsortimente „Nahrungs- und Genussmittel“ umfassen, sind das 
 

 Ziel 6.5-1 LEP NRW (Standorte des großflächigen Einzelhandels nur in Allgemeinen Sied-
lungsbereichen), 

 Ziel 6.5-2 LEP NRW (Standorte des großflächigen Einzelhandels mit zentrenrelevanten Kern-
sortimenten nur in zentralen Versorgungsbereichen) und das 

 Ziel 6.5-3 LEP NRW (Beeinträchtigungsverbot) 
zu beachten. 
 
Zudem sind aus dem Regionalplan Münsterland die Grundsätze 
 

 10.1 (Gewährleistung der wohnortnahen Nahversorgung und Stärkung der Zentren), 

 10.2 (Ermittlung und Berücksichtigung potentieller Auswirkungen auf die Nahversorgung) so-
wie 

 10.3 (keine wesentlichen Beeinträchtigungen der Nahversorgung und der ZVB) des Regional-
plans Münsterland 

zu berücksichtigen. 
 
Den vorliegenden Unterlagen ist zu entnehmen, dass sowohl das Ziel 6.5-1 LEP NRW (Lage im 
ASB), als auch das Ziel 6.5-2 LEP NRW (Lage im ZVB) beachtet werden. 
 
Nicht erkennbar ist jedoch, ob das Ziel 6.5-3 LEP NRW beachtet wird. Es fehlen entsprechende 
Erläuterungen und Nachweise dafür, dass Zentrale Versorgungsbereiche in den Nachbargemein-
den in ihrer Funktion nicht wesentlich beeinträchtigt werden. 
 
Ebenso ist den vorliegenden Unterlagen nicht zu entnehmen, ob und wie die Grundsätze 10.1, 
10.2 und 10.3 des Regionalplans Münsterland berücksichtigt werden. Da es sich um die Ansied-
lung von Märkten mit nahversorgungsrelevantem Kernsortiment handelt, sind die Auswirkungen 
der aktuellen Planung auf die wohnortnahe Versorgung mit Gütern des täglichen Bedarfs im ge-
samten Stadtgebiet wie auch in den Nachbargemeinden mit in die Abwägung einzustellen. 
 
Aufgrund fehlender Nachweise, Erläuterungen und Begründungen zur Beachtung bzw. Berück-
sichtigung der Ziele und Grundsätze der Raumordnung kann eine Anpassung der Bauleitplanung 
an die Ziele der Raumordnung aktuell nicht bestätigt werden. 
 
Ich bitte um Übermittlung entsprechender Nachweise, Erläuterungen und Begründungen spätes-
tens im Rahmen der Beteiligung nach § 34 Abs. 5 LPlG. 
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Städtebauliche Hinweise des Dezernates 35: 
 
Bei der Darstellung von Sondergebieten für Einzelhandel ist für eine rechtmäßige Abwägung im 
Sinne von § 1 Abs. 7 und „ 2 Abs. 3 BauGB regemäßig schon auf Ebene des Flächennutzungspla-
nes nicht nur die genaue Zweckbestimmung anzugeben, sondern es sind auch Angaben zur ma-
ximal zulässigen Verkaufsfläche (Gesamtverkaufsfläche und Verkaufsfläche der zentrenrelevanten 
Sortimente) zu machen. Andernfalls kann es sowohl an der hinreichenden Berücksichtigung der 
städtebaulichen Belange (z.B. Erhalt und Entwicklung zentraler Versorgungsbereiche und Siche-
rung der verbrauchernahen Versorgung der Bevölkerung), als auch an der Abstimmung mit den 
Nachbarkommunen (§ 2 Abs. 2 BauGB) mangeln. 
 
Der Flächennutzungsplan kann seiner bestehenden Aufgabe, Nutzungskonflikte zu lösen, nach 
einschlägiger Rechtsprechung regelmäßig nur dann gerecht werden, wenn derartige Verkaufsflä-
chenbeschränkungen schon auf dieser Ebene feststehen. Andernfalls lassen sich die möglichen 
Auswirkungen nicht abschätzen, was regelmäßig zu einem Abwägungsfehler führt. Daher sind 
diese Angaben in der Regel eindeutig als textliche Darstellung oder im Einzelfall zumindest in der 
Begründung anzugeben. 
 
Die Zweckbestimmung „Nahversorgungszentrum“ ist im vorliegenden Fall nicht korrekt. Ein Nah-
versorgungszentrum ist begrifflich auf einer Ebene mit einem Zentralen Versorgungsbereich anzu-
siedeln. Aus diesem Grund ist die Festsetzung/Darstellung eines Nahversorgungszentrums in ei-
nem Zentralen Versorgungsbereich irreführend. 
 
Die Begründung zum Flächennutzungsplan ist an vielen Stellen nicht ausreichend und sollte ent-
sprechend ergänzt werden. Dies betrifft insbesondere Aussagen zur derzeitigen Situation und zum 
Planungsanlass/-ziel. Die Aussage, dass aus Immissionsschutzsicht keine akustisch relevanten 
Veränderungen zu erwarten sind, scheint vor dem Hintergrund der geplanten Nutzungen und der 
erheblichen Verkaufsflächenerweiterungen zweifelhaft. 
 
Hinweis zum Bebauungsplan: In der Planzeichnung des Bebauungsplanes ist aufgefallen, dass die 
Abgrenzung der einzelnen Sondergebiete (SO 13, SO 13-1 und SO 13-2) fehlt. Dies sollte ent-
sprechend eingetragen werden. 
 
Zu Abstimmungsgesprächen (gerne auch gemeinsam mit der IHK Westfalen und der HWK Müns-
ter) hinsichtlich der Anforderungen, der Inhalte und des Umfangs der erforderlichen Nachweise 
sowie hinsichtlich der städtebaulichen Hinweise stehen wir gerne zur Verfügung. 
 
Ergebnis der Prüfung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Im vorhabenbezogenen Bebauungsplan wurde nunmehr eine weitere Gliederung in sechs sonstige 
Sondergebiete mit spezifischen Festsetzungen zu den jeweils maximal zulässigen Verkaufsflächen 
und Sortimenten vorgenommen. Insgesamt wird eine Verkaufsfläche von 6.150 m² vorgesehen. 
 
Um die Auswirkungen der Planung auf den zentralen Versorgungsbereich der Stadt Ochtrup sowie 
auf die zentralen Versorgungsbereiche benachbarter Gemeinden zu ermitteln, wurde im Rahmen 
des Bauleitplanverfahrens eine landesplanerische und städtebauliche Auswirkungsanalyse erstellt. 
Ziel der Untersuchungen war, zu ermitteln, welche Umsatzreduzierungen in den umliegenden zent-
ralen Versorgungsbereichen und an sonstigen Einzelhandelsstandorten durch das Vorhaben zu 
erwarten sind bzw. welche maximalen Verkaufsflächen am Standort vertretbar wären ohne eine 
relevante Beeinträchtigung der umliegenden zentralen Versorgungsbereiche herbeizuführen. Da-
bei wird jeweils eine sogenannte realistische Worst-Case-Betrachtung hinsichtlich der zu erwar-
tenden Umsätze im Plangebiet und der somit ausgelösten Umsatzumverteilungen zugrunde ge-
legt. 
 
Im Ergebnis der Untersuchungen wird eine Erweiterung der Verkaufsflächen im Plangebiet um 
insgesamt 2.881 m² mit den in folgender Tabelle aufgeführten Sortimenten als verträglich erachtet. 
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Insgesamt wird eine verträgliche Gesamtverkaufsfläche von 6.150 m² im Rahmen des Gutachtens 
ermittelt. 
 

Sortiment Verkaufsfläche 
Bestand 

Maximale Ver-
kaufsfläche 
Planung 

Veränderung 

Nahrungs- und Genussmittel  2.202 m² 3.295 m² + 1.093 m² 

Drogeriewaren 197 m² 785 m² + 588 m² 

Bekleidung 400 m² 1.000 m² + 600 m² 

Schuhe/Lederwaren 300 m² 550 m² + 250 m² 

GPK/Hausrat/Einrichtungszubehör - 350 m² + 350 m² 

Sonstige Sortimente 170 m² 620 m² + 450 m² 

gesamt 3.269 m² 6.150 m² + 2.881 m² 

 
Zusammenfassend ist somit festzustellen, dass durch die geplanten Erweiterungen des Einzel-
handels am Standort keine relevanten Beeinträchtigungen umliegender zentraler Versorgungsbe-
reiche zu erwarten sind. 
 
Die Begrifflichkeiten in den Darstellungen werden dahingehend angepasst, dass auf die Angabe 
„Nahversorgungszentrum“ als Zweckbestimmung der sonstigen Sondergebiete verzichtet wird. 
 
Aus der Öffentlichkeit sind folgende Stellungnahmen eingegangen: 
 

1. VWO Ochtrup e.V. 
2. Ein bestehender Einzelhandelsbetrieb, Ochtrup 

 
Die Stellungnahmen stellen sich wie folgt dar: 
 
VWO Ochtrup e.V. vom 14.03.2019 
 
Text der Stellungnahme: 
 
Aus Anlass der 4. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 53 a „Baugebiet nördlich 
der Laurenzstraße“ der Stadt Ochtrup nehmen wir vom Vorstand der Veranstaltungs- und Werbe-
gemeinschaft Ochtrup e.V. als Interessensvertretung unserer Mitglieder nachfolgend Stellung. 
 
Grundsätzlich befürworten wir die Überarbeitung und Neuplanung des Planbereiches an der Lau-
renzstraße als Wohnbaufläche, Mischbaufläche und Sondergebiet für großflächigen Einzelhandel 
mit der Zweckbestimmung Lebensmittel. Die Ausweisung als Sondergebiet Nahversorgungszent-
rum in der 86. Änderung des Flächennutzungsplanes dagegen sehen wir kritisch in Bezug zur be-
stehenden Handelsraumstruktur bzgl. Lebensmittelversorgung und Nonfood-Sortimenten. 
 
Ausweisung Nahversorgungszentrum 
Die allgemeine Nutzung mit Einzelhandelsbetrieben, Dienstleistungsbetrieben, Praxen, Anlagen für 
gesundheitliche Zwecke, Schank- und Speisewirtschaften einschl. Backshop mit Gastronomiebe-
reich, Imbissgaststätten sowie Büro-, Verwaltungs-, Lager-, Sozialräumen und Nebenanlagen 
schaffen einen in sich geschlossenen neuen Stadtteil, der in starker Konkurrenz zu den bestehen-
den Versorgungsbereichen der Stadt Ochtrup stehen wird. Es wird eine Verlagerung der Kunden-
ströme geben, die die derzeitigen Einzelhandelsbetriebe stark schädigen und ggf. zu Aufgabe 
zwingen werden. 
 
Größenordnung der Verkaufsflächen 
Den im Sondergebiet SO 13-1 ausgewiesenen ausschließlich als großflächigen Einzelhandelsbe-
trieb „Lebensmitteldiscounter“ (nahversorgungs- und zentrenrelevantes Kernsortiment gemäß der 
Ochtruper Sortimentsliste) mit einer Verkaufsfläche von max. 1.700 qm inklusive einer max. 400 
qm Verkaufsfläche für Nonfood-Sortimente halten wir für schädlich für den bestehenden innerstäd-
tischen Handel. Auch der im Sondergebiet SO 13-2 ausschließlich als großflächiger Einzelhan-
delsbetrieb „Lebensmittelvollsortimenter“ (mit nahversorgungs- und zentrenrelevantem Kernsorti-



- 12 - 
ment gemäß der Ochtruper Sortimentsliste) und einer Verkaufsfläche von max. 3.000 qm inklusive 
einer 1.200 qm Verkaufsfläche für Nonfood-Sortimente halten wir für schädlich für den bestehen-
den innerstädtischen Handel. Damit würden insgesamt 4.700 qm Verkaufsfläche mit 3.100 qm für 
Lebensmittel und 1.600 qm für Nonfood-Sortimente geschaffen, welche deutlich die derzeitige Ge-
samtverkaufsfläche im Einzelhandel von 3.400 qm im südlichen Teil des innerstädtischen Handels-
raumes übersteigt. 
 
Verkehrsanbindung, Immissionen, Stellplatz-/Parkflächen 
Das Plangebiet ist zwar durch die vorhandenen öffentlichen Straßen Laurenzstraße, Dränke und 
Alte Maate erschlossen, die nach unseren Erkenntnissen das erhöhte Verkehrsaufkommen nicht 
aufnehmen und bewältigen können. Darüber hinaus werden weitere Zufahrtstraßen wie Jückweg, 
Im Winkel, Parkstraße, Piusstraße, Hospitalstraße mit größeren Kundenverkehren belastet. Ein 
Verkehrsgutachten und eine Verkehrsführungsordnung halten wir für die Planung als dringend 
erforderlich. Die durch neu geschaffene Handelsbetriebe entstehenden Immissionen von Pkw- und 
Lkw-Verkehr, durch die An- und Abfahrten sowie Zufahrtsverkehrsströme und die Immissionen 
durch den Betrieb der Verkaufsstellen (z.B. Anlieferungsverkehr, Lüftungs- und Heizungsanlagen, 
Müllentsorgung, Parkraumverkehr etc.) machen ein Immissionsgutachten dringend erforderlich. 
Die Anzahl von Stellplatz-/Parkflächen sollte bei der Planung besondere Berücksichtigung finden. 
Es sind zur schaffenden Verkaufsfläche und Vermietungsfläche (Büros, Praxen, Dienstleistungen) 
entsprechende Parkplätze in Abmessungen für moderne Fahrzeuge zu errichten mit entsprechen-
den Rangier- und Fahrflächen. Weiter müssen Stellplatzflächen für Arbeitnehmer und Mieter er-
stellt werden, um angrenzende Straßen und Flächen nicht zu belasten. 
 
Planung und Einzelhandelskonzept 
Bei der Fortschreibung des Einzelhandelskonzeptes 2012 ist ein Handlungsbedarf festgestellt 
worden, um die Einzelhandelsmerkmale von Ochtrup für die Zukunft zu sichern und nachfragege-
recht und zeitgemäß weiter zu entwickeln. Die Planung eines Nahversorgungszentrums an der 
Laurenzstraße ist daher folgerichtig und entspricht der einzelhandelsseitigen Entwicklung der Lau-
renzstraße als Verbindungsachse vom historischen Stadtzentrum zum Designer Outlet Ochtrup. 
An dieser Stelle stellt sich die Frage, welche Entwicklung und Profilierung die Fußgängerzone 
Weinerstraße erfährt und im Bereich der Fußgängerzone Bahnhofstraße die bestehenden Han-
delsstrukturen und Ansiedlungen gesichert und qualifiziert werden. Eine Fortschreibung und Aktua-
lisierung des Einzelhandelskonzeptes mit zukunftsweisenden Entwicklungszielen halten wir für 
dringend erforderlich. 
 
Für einen konstruktiven Meinungsaustausch stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. Über eine Be-
antwortung unserer Stellungnahme freuen wir uns. 
 
Ergebnis der Prüfung: 
 
zu Ausweisung Nahversorgungszentrum 
Die Begrifflichkeiten in den Festsetzungen werden dahingehend angepasst, dass auf die vorgese-
hene Zweckbestimmung des dargestellten sonstigen Sondergebietes von „Nahversorgungszent-
rum“ in „Großflächiger Einzelhandel / Gewerbe / Wohnen“ geändert wird. Im vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan wird nunmehr eine weitere Gliederung in sechs sonstige Sondergebiete mit spezi-
fischen Festsetzungen zu den jeweils maximal zulässigen Verkaufsflächen und Sortimenten vor-
genommen. 
 
zu Verlagerung der Kundenströme 
Mit der Planung wird das Ziel einer sinnvollen Ergänzung des Einzelhandelsangebotes verfolgt. In 
diesem Zuge soll eine Bindungswirkung zwischen Altstadt und Designer Outlet Center geschaffen 
werden. Zugleich gilt es zu vermeiden, dass über ein „Überangebot“ an zentrenrelevanten Sorti-
menten eine Gefährdung der genannten Einzelhandelsschwerpunkte sowie anderer zentraler Ver-
sorgungsbereiche herbeigeführt wird. 
 
Um die Auswirkungen der Planung auf den zentralen Versorgungsbereich der Stadt Ochtrup sowie 
auf die zentralen Versorgungsbereiche benachbarter Gemeinden zu ermitteln, wurde im Rahmen 
des Bauleitplanverfahrens eine landesplanerische und städtebauliche Auswirkungsanalyse erstellt. 
Ziel der Untersuchungen war, zu ermitteln, welche Umsatzreduzierungen in den umliegenden zent-
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ralen Versorgungsbereichen und an sonstigen Einzelhandelsstandorten durch das Vorhaben zu 
erwarten sind bzw. welche sortimentsbezogenen maximalen Verkaufsflächen am Standort vertret-
bar wären ohne eine relevante Beeinträchtigung der umliegenden zentralen Versorgungsbereiche 
herbeizuführen. Dabei wird jeweils eine sogenannte realistische Worst-Case-Betrachtung hinsicht-
lich der zu erwartenden Umsätze im Plangebiet und der somit ausgelösten Umsatzumverteilungen 
zugrunde gelegt. 
 
Im Ergebnis der Untersuchungen wird eine Erweiterung der Verkaufsflächen im Plangebiet um 
insgesamt 2.881 m² mit den in folgender Tabelle aufgeführten Sortimenten als verträglich erachtet. 
Insgesamt wird eine verträgliche Gesamtverkaufsfläche von 6.150 m² im Rahmen des Gutachtens 
ermittelt. 
 

Sortiment Verkaufsfläche 
Bestand 

Maximale Ver-
kaufsfläche 
Planung 

Veränderung 

Nahrungs- und Genussmittel  2.202 m² 3.295 m² + 1.093 m² 

Drogeriewaren 197 m² 785 m² + 588 m² 

Bekleidung 400 m² 1.000 m² + 600 m² 

Schuhe/Lederwaren 300 m² 550 m² + 250 m² 

GPK/Hausrat/Einrichtungszubehör - 350 m² + 350 m² 

Sonstige Sortimente 170 m² 620 m² + 450 m² 

gesamt 3.269 m² 6.150 m² + 2.881 m² 

 
Das Gutachten zeigt somit die Möglichkeit einer dem Standort verträglichen Dimensionierung der 
Verkaufsflächen für zentrenrelevante Sortimente auf. Durch die aufgeführte Nutzungsmischung 
kann zugleich eine Lenkung der Besucherströme zwischen Altstadt und Designer Outlet Center 
forciert werden. 
 
Hinzu kommt, dass durch die Neugestaltung der Bebauung am „Dränkekreisel“ ein „neuer Ein-
gang“ zur Altstadt sowie ein fließender Übergang zwischen Plangebiet und Altstadt geschaffen 
wird. Richtung Osten besteht über die Webereistraße sowie über die Wegeverbindungen im Be-
reich des hier angesiedelten Lebensmitteldiscounters eine gut wahrnehmbare Verbindung zum 
Designer Outlet Center. Dem Eindruck einer in sich geschlossenen Agglomeration wird somit ent-
gegengewirkt. 
 
zu Größenordnung der Verkaufsflächen 
Die Festsetzungen zur Art der baulichen Nutzung wurden im weiteren Verfahren konkretisiert, Zur 
planungsrechtlichen Vorbereitung des Vorhabens werden sechs eigenständige sonstige Sonder-
gebiete nach § 11 BauNVO mit unterschiedlichen Zweckbestimmungen und der jeweils zulässigen 
maximalen Verkaufsfläche festgesetzt (wobei sich die Nummerierung an den entsprechenden Dar-
stellungen im Flächennutzungsplan orientiert). Auf diese Weise wird sichergestellt, dass das Vor-
haben nur mit den gemäß Einzelhandelsgutachten verträglichen Verkaufsflächen in den unter-
schiedlichen Sortimenten umgesetzt werden kann (s. o.). Die zulässigen Haupt- und Randsorti-
mente in den einzelnen sonstigen Sondergebieten werden im Sinne der Einzelhandelsverträglich-
keit und einer Orientierung eng am projektierten Vorhaben detailliert gesteuert. Die zulässigen Sor-
timente orientieren sich jeweils an der Ochtruper Sortimentsliste gemäß Einzelhandelskonzept. 
 
zu Verkehrsanbindung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Die Neugestaltung und Neuordnung des vorhandenen Einzelhandelsstandortes wird durch die 
vorgesehene Erweiterung der zulässigen Verkaufsflächen unweigerlich eine Zunahme an Kunden- 
und Lieferverkehr verursachen. In einer gutachterlichen Prüfung im Rahmen des Bauleitplanver-
fahrens wurde das zusätzliche Verkehrsaufkommen durch die Umsetzung der Planung ermittelt 
und überprüft, unter welchen Voraussetzungen das vorhandene Straßennetz zur Aufnahme dieses 
Verkehrs in der Lage ist. 
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Die Überprüfung der Leistungsfähigkeit der Knotenpunkte erfolgte als Nachweis der Qualität des 
Verkehrsablaufs (QSV) auf Grundlage des Handbuches für die Bemessung von Straßenverkehrs-
anlagen (HBS). Demnach ergeben sich Qualitätsstufen von A = sehr gut, B = gut, C = befriedi-
gend, D = ausreichend, E = mangelhaft und F = ungenügend. 
 
In den Berechnungen zum Bestand (Analysefall) werden folgende Verkehrsqualitäten festgestellt:  
 

Knotenpunkt  

Qualitätsstufe QSV 

werktäglich 
Spitzenstunde 

samstägliche 
Spitzenstunde 

K1 Bentheimer Straße / Gronauer Straße / Berg-
straße / Parkstraße 

A A 

K2 Bültstraße / Dränke / Laurenzstraße / Post-
straße 

A B 

K3 Laurenzstraße / Gellenbeckstraße A B 

K4 Laurenzstraße / Am Webstuhl / Lortzingstraße A C 

K5 Laurenzstraße / Rosenstraße / Brookstraße C C 

 
Aus der vorliegenden Verkehrsuntersuchung geht hervor, dass die untersuchten Knotenpunkte im 
Bestand werktags überwiegend sehr gut leistungsfähig sind. Lediglich der östlich des Plangebiets 
befindliche Knotenpunkt Laurenzstraße / Rosenstraße / Brookstraße weist eine befriedigende Ver-
kehrsqualität auf. Auch zur Spitzenstunde samstags wird an allen Knotenpunkten mindestens eine 
befriedigende, teils sogar sehr gute Qualität des Verkehrsablaufs festgestellt. 
 
An den ermittelten Ergebnissen für den Prognosenullfall, also unter Berücksichtigung der allge-
meinen verkehrlichen Entwicklung bis zum Jahr 2025 zeigt sich, dass die geplanten und vorge-
schlagenen Maßnahmen zur Ertüchtigung des Verkehrsnetztes dazu führen, dass die aus der 
DOC-Erweiterung resultierenden Mehrverkehre mit einer insgesamt guten Verkehrsqualität aufge-
nommen werden können. Tatsächlich führen der Ausbau der Kreisverkehre an den Knotenpunkten 
K1 Betheimer Straße / Gronauer Straße / Bergstraße / Parkstraße und K3 Laurenzsstraße / Gel-
lenbeckstraße sowie die verkehrslenkenden Maßnahmen zunächst zu einer Verbesserung der 
Verkehrsqualität am Knotenpunkt K4 Laurenzstraße / Am Webstuhl / Lortzingstraße direkt südöst-
lich des DOC Ochtrup.  
 
Hierauf aufbauend wurde der Prognose-Planfall erstellt. Dieser berücksichtigt auf Grundlage des 
Prognose-Nullfalls auch die mit Umsetzung des Vorhabens hinzutretenden Neuverkehre. Der Gut-
achter ist dabei von der maximal möglichen Verkehrssteigerung durch Kunden, Beschäftigte und 
Anlieferung ausgegangen. 
 
Für die Prognose des Kundenverkehrs wurden die im Bestand ermittelten Werte mit branchenübli-
chen Kennwerten und mit für Ochtrup standortspezifischen Annahmen hinsichtlich des zu erwar-
tenden Kundenpotenzials abgeglichen. Das prognostizierte, zusätzliche Kundenverkehrsaufkom-
men führt in der werktäglichen Spitzenstunde zu rund 60 zusätzlichen Fahrten aus Ziel- und Quell-
verkehr, an Samstagen liegt die zusätzliche Belastung bei rund 85 Fahrten in der Spitzenstunde.  
In den Berechnungen zum Prognosemitfall werden folgende Verkehrsqualitäten festgestellt:  
 

Knotenpunkt  

Qualitätsstufe QSV 

werktäglich 
Spitzenstunde 

samstägliche 
Spitzenstunde 

K1 Bentheimer Straße / Gronauer Straße / Berg-
straße / Parkstraße 

A A 

K2 Bültstraße / Dränke / Laurenzstraße / Post-
straße 

A C 

K3 Laurenzstraße / Gellenbeckstraße A B 

K4 Laurenzstraße / Am Webstuhl / Lortzingstraße A A 

K5 Laurenzstraße / Rosenstraße / Brookstraße C C 
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Im Ergebnis der Berechnungen und unter Berücksichtigung der räumlichen Verteilung der zukünf-
tigen Verkehre ist festzustellen, dass auch zukünftig alle untersuchten Knotenpunkte in den Spit-
zenstunden leistungsfähig betrieben werden können. Die zu erwartenden Neuverkehre können 
werktags mit einer überwiegend sehr guten und im Vergleich zum Bestand weitgehend unverän-
derten Verkehrsqualität abgewickelt werden. 
 
Die Verkehrsuntersuchung kommt somit insgesamt zu dem Ergebnis, dass der zu erwartende zu-
sätzliche Kfz-Verkehr sowie die Änderungen der Verkehrsströme im geplanten Straßennetz insge-
samt mit einer guten Verkehrsqualität abgewickelt werden können. 
 
zu Immissionen 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Ein Schallgutachten wurde im Verfahren erstellt. Demnach ist mit keiner merklichen Zunahme der 
Lärmbelastungen in der Umgebung des Plangebietes zu rechnen. Dies ist insbesondere darauf 
zurückzuführen, dass die Kundenparkplätze als Hauptlärmquelle großenteils durch umliegende 
Gebäude „gerahmt“ werden und die umliegenden Wohngebiete somit gegen die Schallausbreitun-
gen abgeschirmt werden. 
 
zu Parkplätzen 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Die geplanten Gebäude „rahmen“ einen großzügigen Kundenparkplatz mit insgesamt rund 205 
Stellplätzen. Weitere 19 Stellplätze (Schrägparker) werden südlich des Vollsortimenters angeord-
net. Für die kleineren Ladeneinheiten im Osten der Fläche werden hier weitere 8 Stellplätze plat-
ziert. Insgesamt 27 Mitarbeiterstellplätze werden nördlich des zusammenhängenden Gebäude-
komplexes verortet. In Summe werden im Plangebiet somit 259 Stellplätze geschaffen. 
 
Hinsichtlich der Bedarfsermittlung ist es aus verkehrswissenschaftlicher Sicht nicht zutreffend, die 
Bedarfe der einzelnen Einzelhandelsbetriebe aufzusummieren. Vielmehr müssen die Agglomerati-
onseffekte berücksichtigt werden, die dazu führen, dass ein Besuch des Plangebietes per Pkw in 
vielen Fällen auch mit dem Besuch mehrerer Ladeneinheiten verbunden ist. Das Stellplatzangebot 
ist vor diesem Hintergrund als angemessen zu betrachten. 
 
Planung und Einzelhandelskonzept 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Die Entwicklung und Profilierung der Fußgängerzone Weinerstraße sowie eine mögliche Fort-
schreibung des Einzelhandelskonzeptes sind nicht Bestandteil der vorliegenden Planung.  
 
Ein bestehender Einzelhandelsbetrieb aus der Innenstadt 
 
Text der Stellungnahme vom 15.03.2019: 
 
Das Projekt von dem Investor nördlich der Laurenzstraße (aktuell: Laurenzpassage, Lidl, Edeka, 
Aldi) stellt eine neue Dimension eines Nahversorgungszentrums dar. 
 
Hier kommen für mich folgende Fragen auf: 
 

 Mehr Verkaufsfläche mit mehr Nonfood-Verkaufsfläche ohne ein Einzelhandelsgutachten? Es 
werden z.Z. aktive Versorgungsbereiche der Stadt durch diese Maßnahme unattraktiv ge-
macht. Insbesondere die aktive Bahnhofstraße/Fußgängerzone wird hierdurch noch mehr ge-
schwächt, ggf. kann es sogar dazu führen, dass sie so unattraktiv wird. Mit diesen Genehmi-
gungen wird hier kein Handel auf lange Sicht mehr möglich oder sich Strukturen zeigen wie 
heute in der Weinerstraße. Eine Verslammung im Ortskern wird vorangetrieben. Dem beste-
henden Einzelhandel, der familiär und verwurzelt ist, werden hier Frequenzen weggenommen 
und somit die Chance genommen, ihr Geschäft zu betreiben. (Die Erweiterung des DOC geht 
in die gleiche Richtung). 
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 Warum wird für diese Veränderung kein Verträglichkeitsgutachten erstellt, in dem die Erweite-
rung des DOC mit berücksichtigt wird, mit Auswirkung auf die bestehende Handelslandschaft 
und des Einkaufsverhaltens? 

 Wie kann man mehr Verkaufsfläche zur Genehmigung bringen mit weniger Parkplätzen? 

 Verkehrs- und Aufenthaltsveränderungen, die sich allein innerorts ergeben, sind ohne Beach-
tung gelassen in der Stellungnahme. Was sagt das aktuelle Verkehrsgutachten bzgl. dieser 
Mehrbelastung? 

 Warum ist eine nähere Bebauung zum Kreisverkehr zulässig, man blockiert sich hier die Mög-
lichkeit einer späteren Erweiterung, ggf. Veränderung (Radfahrer/Pkw/Fußgänger). 

 
Dies sind erste Fragen, die elementar wichtig sind und z.Z. nicht geklärt wurden. 
 
Somit stelle ich den Antrag, diesem Konzept nicht zu folgen und die Änderung in dieser Form nicht 
zu genehmigen. Ebenso würde ich mich freuen, wenn Änderungsverfahren in ähnlicher Größe 
nicht nur aushängen, sondern den beteiligten Institutionen ISG, VWO sowie Firmen zugesandt 
werden. 
 
Ergebnis der Prüfung: 
 
zu Einzelhandelsverträglichkeit 
Mit der Planung wird das Ziel einer sinnvollen Ergänzung des Einzelhandelsangebotes verfolgt. In 
diesem Zuge soll eine Bindungswirkung zwischen Altstadt und Designer Outlet Center geschaffen 
werden. Zugleich gilt es zu vermeiden, dass über ein „Überangebot“ an zentrenrelevanten Sorti-
menten eine Gefährdung der genannten Einzelhandelsschwerpunkte sowie anderer zentraler Ver-
sorgungsbereiche herbeigeführt wird. 
 
Um die Auswirkungen der Planung auf den zentralen Versorgungsbereich der Stadt Ochtrup sowie 
auf die zentralen Versorgungsbereiche benachbarter Gemeinden zu ermitteln, wurde im Rahmen 
des Bauleitplanverfahrens eine landesplanerische und städtebauliche Auswirkungsanalyse erstellt. 
Ziel der Untersuchungen war, zu ermitteln, welche Umsatzreduzierungen in den umliegenden zent-
ralen Versorgungsbereichen und an sonstigen Einzelhandelsstandorten durch das Vorhaben zu 
erwarten sind bzw. welche sortimentsbezogenen maximalen Verkaufsflächen am Standort vertret-
bar wären ohne eine relevante Beeinträchtigung der umliegenden zentralen Versorgungsbereiche 
herbeizuführen. Dabei wird jeweils eine sogenannte realistische Worst-Case-Betrachtung hinsicht-
lich der zu erwartenden Umsätze im Plangebiet und der somit ausgelösten Umsatzumverteilungen 
zugrunde gelegt. 
 
Im Ergebnis der Untersuchungen wird eine Erweiterung der Verkaufsflächen im Plangebiet um 
insgesamt 2.881 m² mit den in folgender Tabelle aufgeführten Sortimenten als verträglich erachtet. 
Insgesamt wird eine verträgliche Gesamtverkaufsfläche von 6.150 m² im Rahmen des Gutachtens 
ermittelt. 
 

Sortiment Verkaufsfläche 
Bestand 

Maximale Ver-
kaufsfläche 
Planung 

Veränderung 

Nahrungs- und Genussmittel  2.202 m² 3.295 m² + 1.093 m² 

Drogeriewaren 197 m² 785 m² + 588 m² 

Bekleidung 400 m² 1.000 m² + 600 m² 

Schuhe/Lederwaren 300 m² 550 m² + 250 m² 

GPK/Hausrat/Einrichtungszubehör - 350 m² + 350 m² 

Sonstige Sortimente 170 m² 620 m² + 450 m² 

gesamt 3.269 m² 6.150 m² + 2.881 m² 

 
Das Gutachten zeigt somit die Möglichkeit einer dem Standort verträglichen Dimensionierung der 
Verkaufsflächen für zentrenrelevante Sortimente auf. Durch die aufgeführte Nutzungsmischung 
kann zugleich eine Lenkung der Besucherströme zwischen Altstadt und Designer Outlet Center 
forciert werden. 
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Hinzu kommt, dass durch die Neugestaltung der Bebauung am „Dränkekreisel“ ein „neuer Ein-
gang“ zur Altstadt sowie ein fließender Übergang zwischen Plangebiet und Altstadt geschaffen 
wird. Richtung Osten besteht über die Webereistraße sowie über die Wegeverbindungen im Be-
reich des hier angesiedelten Lebensmitteldiscounters eine gut wahrnehmbare Verbindung zum 
Designer Outlet Center. Dem Eindruck einer in sich geschlossenen Agglomeration wird somit ent-
gegengewirkt. 
 
zu Parkplätzen 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Die geplanten Gebäude „rahmen“ einen großzügigen Kundenparkplatz mit insgesamt rund 205 
Stellplätzen. Weitere 19 Stellplätze (Schrägparker) werden südlich des Vollsortimentes angeord-
net. Für die kleineren Ladeneinheiten im Osten der Fläche werden hier weitere 8 Stellplätze plat-
ziert. Insgesamt 27 Mitarbeiterstellplätze werden nördlich des zusammenhängenden Gebäude-
komplexes verortet. In Summe werden im Plangebiet somit 259 Stellplätze geschaffen. 
Hinsichtlich der Bedarfsermittlung ist es aus verkehrswissenschaftlicher Sicht nicht zutreffend, die 
Bedarfe der einzelnen Einzelhandelsbetriebe aufzusummieren. Vielmehr müssen die Agglomerati-
onseffekte berücksichtigt werden, die dazu führen, dass ein Besuch des Plangebietes per Pkw in 
vielen Fällen auch mit dem Besuch mehrerer Ladeneinheiten verbunden ist. Das Stellplatzangebot 
ist vor diesem Hintergrund als angemessen zu betrachten. 
 
zu Verkehrsaufkommen 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Die Neugestaltung und Neuordnung des vorhandenen Einzelhandelsstandorts wird durch die vor-
gesehene Erweiterung der zulässigen Verkaufsflächen eine Zunahme an Kunden- und Lieferver-
kehr verursachen. In einer gutachterlichen Prüfung im Rahmen des Bauleitplanverfahrens wurde 
das zusätzliche Verkehrsaufkommen durch die Umsetzung der Planung ermittelt und überprüft, 
unter welchen Voraussetzungen das vorhandene Straßennetz zur Aufnahme dieses Verkehrs in 
der Lage ist. 
 
Die Überprüfung der Leistungsfähigkeit der Knotenpunkte erfolgte als Nachweis der Qualität des 
Verkehrsablaufs (QSV) auf Grundlage des Handbuches für die Bemessung von Straßenverkehrs-
anlagen (HBS). Demnach ergeben sich Qualitätsstufen von A = sehr gut, B = gut, C = befriedi-
gend, D = ausreichend, E = mangelhaft und F = ungenügend. 
In den Berechnungen zum Bestand (Analysefall) werden folgende Verkehrsqualitäten festgestellt: 
 

Knotenpunkt  

Qualitätsstufe QSV 

werktäglich 
Spitzenstunde 

samstägliche 
Spitzenstunde 

K1 Bentheimer Straße / Gronauer Straße / Berg-
straße / Parkstraße 

A A 

K2 Bültstraße / Dränke / Laurenzstraße / Post-
straße 

A B 

K3 Laurenzstraße / Gellenbeckstraße A B 

K4 Laurenzstraße / Am Webstuhl / Lortzingstraße A C 

K5 Laurenzstraße / Rosenstraße / Brookstraße C C 

 
Aus der vorliegenden Verkehrsuntersuchung geht hervor, dass die untersuchten Knotenpunkte im 
Bestand werktags überwiegend sehr gut leistungsfähig sind. Lediglich der östlich des Plangebiets 
befindliche Knotenpunkt Laurenzstraße / Rosenstraße / Brookstraße weist eine befriedigende Ver-
kehrsqualität auf. Auch zur Spitzenstunde samstags wird an allen Knotenpunkten mindestens eine 
befriedigende, teils sogar sehr gute Qualität des Verkehrsablaufs festgestellt. 
 
An den ermittelten Ergebnissen für den Prognosenullfall, also unter Berücksichtigung der allge-
meinen verkehrlichen Entwicklung bis zum Jahr 2025 zeigt sich, dass die geplanten und vorge-
schlagenen Maßnahmen zur Ertüchtigung des Verkehrsnetztes dazu führen, dass die aus der 
DOC-Erweiterung resultierenden Mehrverkehre mit einer insgesamt guten Verkehrsqualität aufge-
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nommen werden können. Tatsächlich führen der Ausbau der Kreisverkehre an den Knotenpunkten 
K1 Betheimer Straße / Gronauer Straße / Bergstraße / Parkstraße sowie K2 Laurenzsstraße / Gel-
lenbeckstraße sowie die verkehrslenkenden Maßnahmen zunächst zu einer Verbesserung der 
Verkehrsqualität am Knotenpunkt K4 Laurenzstraße / Am Webstuhl / Lortzingstraße direkt südöst-
lich des DOC Ochtrup.  
 
Hierauf aufbauend wurde der Prognose-Planfall erstellt. Dieser berücksichtigt auf Grundlage des 
Prognose-Nullfalls auch die mit Umsetzung des Vorhabens hinzutretenden Neuverkehre. Der Gut-
achter ist dabei von der maximal möglichen Verkehrssteigerung durch Kunden, Beschäftigte und 
Anlieferung ausgegangen.  
 
Für die Prognose des Kundenverkehrs wurden die im Bestand ermittelten Werte mit branchenübli-
chen Kennwerten und mit für Ochtrup standortspezifischen Annahmen hinsichtlich des zu erwar-
tenden Kundenpotenzials abgeglichen. Das prognostizierte, zusätzliche Kundenverkehrsaufkom-
men führt in der werktäglichen Spitzenstunde zu rund 60 zusätzlichen Fahrten aus Ziel- und Quell-
verkehr, an Samstagen liegt die zusätzliche Belastung bei rund 85 Fahrten in der Spitzenstunde.  
In den Berechnungen zum Prognosemitfall werden folgende Verkehrsqualitäten festgestellt:  
 

Knotenpunkt  

Qualitätsstufe QSV 

werktäglich 
Spitzenstunde 

samstägliche 
Spitzenstunde 

K1 Bentheimer Straße / Gronauer Straße / Berg-
straße / Parkstraße 

A A 

K2 Bültstraße / Dränke / Laurenzstraße / Post-
straße 

A C 

K3 Laurenzstraße / Gellenbeckstraße A B 

K4 Laurenzstraße / Am Webstuhl / Lortzingstraße A A 

K5 Laurenzstraße / Rosenstraße / Brookstraße C C 

 
Im Ergebnis der Berechnungen und unter Berücksichtigung der räumlichen Verteilung der zukünf-
tigen Verkehre ist festzustellen, dass auch zukünftig alle untersuchten Knotenpunkte in den Spit-
zenstunden leistungsfähig betrieben werden können. Die zu erwartenden Neuverkehre können 
werktags mit einer überwiegend sehr guten und im Vergleich zum Bestand weitgehend unverän-
derten Verkehrsqualität abgewickelt werden. 
 
Die Verkehrsuntersuchung kommt somit insgesamt zu dem Ergebnis, dass der zu erwartende zu-
sätzliche Kfz-Verkehr sowie die Änderungen der Verkehrsströme im geplanten Straßennetz insge-
samt mit einer guten Verkehrsqualität abgewickelt werden können. 
 
zu Gestaltung „Dränkekreisel“ 
Durch die neue Bebauung am Dränkekreisel wird dieser optisch „gerahmt“. Die Verkehrsflächen 
sind weiterhin ausreichend für alle Verkehrsteilnehmer dimensioniert. 
 
Umweltrelevanz: 
 
Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens wurde ein Umweltbericht einschließlich Ökobilanz erstellt, in 
dem Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen festgelegt wurden. 
 
Haushaltsrechtliche Beurteilung: 
 
Haushaltsmittel stehen unter dem Untersachkonto 61000.65500 (Sachkosten der Bauleitplanung) 
zur Verfügung. Die erforderlichen Gutachten, Umweltbericht etc. sind vom Investor beizubringen. 
 
Generationengerechtigkeit: 
 
Mit der Änderung des Flächennutzungsplanes wird die Ansiedlung von Einzelhandelsgeschäften 
ermöglicht, so dass Arbeitsplätze – auch für künftige Generationen – geschaffen werden. 
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Anmerkung der Verwaltung: 
 
Auf den Versand aller Anlagen in Papierform wird aus Umweltschutzgründen verzichtet. Die rele-
vanten Unterlagen (Pläne, Berichte, Gutachten u.ä.) wurden der Vorlage im Internet beigefügt und 
stehen in der Sitzung zur Einsichtnahme zur Verfügung. 
 
Im Auftrage: 
 
 
 
Korten 
 
 


